Betr.:
Zweite Verordnung zur Anderung der Verordnung uber die
Rechnungslegung der Kreditinstitute

Vermerk

l. Allgemeines

Das Gesetz zur Umsetzung von EG-Richtlinien zur Harmonisierung bank- und
wertpapieraufsichtsrechtlicher Vorschriften vom 22. Oktober 1997 (BGBI. | S. 2518) ("6.
KWG-Novelle") und das entsprechende Begleitgesetz (BGBI. | S. 2567) stellen zum 1. Januar 1998 die
Finanzdienstleistungsinstitute unter die Aufsicht des Bundesaufsichtsamtes fur das Kreditwesen. Durch
das Begleitgesetz sind in diesem Zusammenhang insbesondere der (bisher "Vierte") Abschnitt
"Erganzende Vorschriften fir Kreditinstitute" des Handel sgesetzbuches (HGB) und die

V erordnungserméchtigung des 8§ 330 Abs. 2 HGB, Formbl&tter vorzuschreiben oder andere Vorschriften
fUr die Gliederung des Jahresabschlusses oder des K onzernabschlusses oder den Inhalt des Anhangs
sowie von Zwischenabschllissen oder Konzernzwischenabschllissen zu erlassen, auf
Finanzdienstleistungsinstitute im Sinne des 8 1 Abs. 1a des Gesetzes tber das Kreditwesen (KWG)
anwendbar.

Damit wird auch eine Anderung der Verordnung tiber die Rechnungslegung der Kreditinstitute
(RechKredV) erforderlich. Die Anderung der Verordnung ist einer gesonderten Regelung der
Rechnungslegung fir Finanzdienstlel stungsinstitute vorzuziehen, da zum einen die Vorschriften der
Verordnung im wesentlichen auf die Finanzdienstleistungsinstitute Ubertragen werden kénnen und nur
wenige spezifische Anpassungen erforderlich sind. Zum anderen nehmen weitere bankaufsichtliche
Vorschriften (z.B. Eigenmittelvorschriften, Grundsétze, Kreditvorschriften) Bezug auf das durch die
RechKredV vorgegebene Gliederungsschema, so dal3 méglichst einheitliche Formblétter zur
Vereinfachung der Aufsichtstatigkeit beitragen.

Der Referentenentwurf fir eine zweite Novellierung der RechKredV berticksichtigt den erweiterten
Anwendungsbereich auf Finanzdienstleistungsinstitute. Die Anpassungen betreffen daher im
wesentlichen Finanzdienstlei stungsinstitute sowie bestimmte Kreditinstitute, die als Kursmakler oder
Skontrofihrer tétig sind. Allerdings wird ein weiterer Darunter-Posten fir die Aktivposten Nr. 7
(Beteiligungen - Art. 1 Nr. 27 b) und Nr. 8 (Anteile an verbundenen Unternehmen - Art. 1 Nr. 27 ¢)
vorgeschlagen, der auch fur Kreditinstitute relevant ist bzw. wird.

Daneben werden anl&llich der Novellierung einzelne weitere Anderungen vorgenommen, insbesondere
im Hinblick auf Rechtsdnderungen infolge der Euro-Einflhrung sowie das ESZB und damit
einhergehende Rechtsanderungen.

Diesem Vermerk sind ferner der Entwurf einer deklaratorischen Neufassung der RechKredV nebst den
geanderten Bilanz- und GuV-Formbléttern beigefgt.



ll. Rechtliche Grundlagen

1. Bisherige Rechnungslegungsvorschriften fir Finanzdienstleistungsinstitute

Bis Ende 1997 unterlagen Finanzdienstleistungsinstitute in Abhangigkeit von ihrer Grof3e
und Rechtsform verschiedenen Rechnungslegungsvorschriften. Damit kamen im
wesentlichen das Handel sgesetzbuch (HGB), die Abgabenordnung (8 141 AO), das
Borsengesetz (8 8b BorsG) und die Verordnung tber die Pflichten der Makler, Darlehens-
und Anlagevermittler, Bautrager und Baubetreuer (Makler- und Bautrégerverordnung -
MaBV; § 10 in Verbindung mit 8§ 34c Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 der Gewerbeordnung) als
Rechtsgrundlagen fur eine Rechnungsl egungspflicht der Finanzdienstleistungsinstitute in
Frage. Fur einen Teil dieser Unternehmen, die ihre Geschéafte nur nebenberuflich betrieben
haben, muften lediglich im Rahmen der Einkommensteuererklarung die diesbeztiglichen
Einnahmen und A usgaben angegeben werden.

2. Rechnungslegungsvorschriften fur Finanzdienstleistungsinstitute nach dem
Begleitgesetz zur 6. KWG-Novelle

Nach neuem Recht ist geméal3 § 340 Abs. 4 HGB der Erste Unterabschnitt (Ergéanzende
Vorschriften fur Kreditinstitute) im Vierten Abschnitt des HGB nun unter erganzter
Bezeichnung als "Erster Unterabschnitt. Erganzende Vorschriften fur Kreditinstitute und
Finanzdienstleistungsinstitute" auch auf Finanzdienstlei stungsinstitute unabhéngig von
deren Grof3e und Rechtsform anzuwenden. Die RechKredV ist ebenfalls von den
Finanzdienstlei stungsinstituten zu beachten (8 330 Abs. 2 HGB).

Damit werden nunmehr von den urspringlich nur fir Kreditinstitute konzipierten
Rechnungslegungsvorschriften eine grof3e Zahl weiterer Unternehmen des Finanzsektors
erfaldt. Ein solches Vorgehen dient zum einen aufsichtlichen Belangen und trégt zur
Erhatung mdglichst einheitlicher Aufsichtsstandards bei. Die Aufsicht muf3in der Lage
sein, sich ein zutreffendes Bild von der wirtschaftlichen Lage der

Finanzdienstlei stungsinstitute zu machen. Die Vorgabe einheitlicher Formblé&tter erleichtert
zum anderen aber auch die Vergleichbarkeit der Jahresabschllisse. Ferner dienen die

handel srechtlichen Rechnungsl egungsnormen und Formblattvorschriften zahlreichen
aufsichtsrechtlichen Vorschriften (z.B. Eigenmittel ausstattung, risikobegrenzende
Regelungen) als Basis, so dal’ die Einbeziehung von Finanzdienstleistungsinstituten in diese
handel srechtlichen Bestimmungen auch die Anwendung der aufsichtsrechtlichen
Bestimmungen vereinfacht und die Voraussetzungen fr deren einheitliche Anwendung
schafft.

Diefir Kreditinstitute geltenden HGB-V orschriften missen allerdings nicht ganzlich von
den Finanzdienstle stungsinstituten angewandt werden. So wird im HGB geregelt, dal3 fur
Finanzdienstlel stungsinstitute

0 die Offenlegungspflicht nach 8 3401 HGB nur fir Kapitalgesell schaften besteht (8 340 Abs.
4 Satz 3HGB) und

o die Jahresabschlul3prifung bis zu einer Bilanzsumme von DM 300 Millionen durch
vereidigte Buchprifer vorgenommen werden kann (8 340k Abs. 4 HGB).



Allerdings sind von den Finanzdienstlei stungsinstituten Ertrége und Aufwendungen aus
Finanzgeschéaften (8 340c Abs. 1 HGB) nicht als Saldoposten (Nettoertrag oder
Nettoaufwand aus Finanzgeschéften), sondern brutto auszuweisen (8 340 Abs. 4 Satz 2
HGB). Da diese Regelung mit dem Inkrafttreten des Dritten Finanzmarktf érderungsgesetzes
(Artikel 14 Nr. 4) am 1. April 1998 auf Kreditinstitute, die Skontrofthrer (8 8b Abs. 1 Satz
1 BoOrsG), aber nicht Einlagenkreditinstitut sind, erweitert wird, ist auch sie fir den
Verordnungsentwurf berticksichtigt worden.

lll. Konzept fir eine Anpassung der RechKredV

1. Klassifizierung der Finanzdienstleistungsinstitute

Die handel srechtlichen Rechnungslegungsvorschriften fir Kreditinstitute werden kiinftig
von einer ganzen Reihe, in ihrer geschéftlichen Ausrichtung sehr unterschiedlichen
Unternehmen, anzuwenden sein. Dabei handelt es sich in erster Linie um bestimmte
Kommissionére, Vermittler und Verwalter sowie um Eigenhéndler und um Erbringer von
Dienstleistungen, die das Finanztransfergeschaft und Sortengeschéft umfassen.

Die Vorschriften des KWG, insbesondere § 33 Abs. 1 in Verbindung mit 8 1 Abs. 1aKWG
lassen eine Typisierung der Finanzdienstlei stungsinstitute in zumindest vier Kategorien zu.

Zur ersten Gruppe zéhlen demnach Finanzdienstleistungsinstitute, die
Finanzdienstleistungen gemal3 8 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 bis4 KWG (Anlagevermittler,
AbschluRvermittler, Finanzportfolioverwalter, Eigenhandler) erbringen und auf eigene
Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln. Sie sind mit einem Anfangskapital von
mindestens 730.000 ECU auszustatten.

Zur zweiten Gruppe gehoren Institute, die Finanzdienstleistungen gemal3 8 1 Abs. 1a Satz 2
Nr. 1 bis3 KWG (Anlagevermittler, Abschlulvermittler, Finanzportfolioverwalter)
erbringen, und befugt sind, sich bei der Erbringung von Finanzdienstlei stungen Eigentum
oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, die aber nicht auf
eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln. Sie bendtigen ein Anfangskapital von
125.000 ECU.

Die dritte Gruppe bilden Institute, die Finanzdienstleistungen gemal3 8 1 Abs. 1a Satz 2 Nr.
1 bis 3 KWG (Anlagevermittler, Abschlul3vermittler, Finanzportfolioverwalter) erbringen
aber nicht befugt sind, sich bel der Erbringung von Finanzdienstlei stungen Eigentum oder
Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen; sie handeln ebenfalls
nicht auf elgene Rechnung mit Finanzinstrumenten. Ihr Anfangskapital betrégt mindestens
50.000 ECU.

Die vierte Gruppe setzt sich aus Instituten zusammen, die ausschliefdich
Finanzdienstleistungen geméal3 8 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 5 bis7
(Drittstaateneinlagenvermittlung, Finanztransfergeschéft, Sortengeschéft) erbringen. Hier
wird vom KWG kein bestimmtes Anfangskapital vorgeschrieben.

Uberdies definiert § 1 Abs. 3d Satz 3 KWG Wertpapierhandel sbanken al's Kreditinstitute,
die keine Einlagenkreditinstitute sind und die Bankgeschéfteim Sinnevon 8 1 Abs. 1 Satz 2



Nr. 4 oder 10 KWG (Finanzkommissionsgeschéft, Emissionsgeschéft) betreiben oder
Finanzdienstleistungen im Sinne des 8 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 bis4 KWG (Anlagevermittler,
AbschluR3vermittler, Finanzportfolioverwalter, Eigenhéndler) erbringen. Schliefdlich werden
Im 8 1 Abs. 3d Satz 2 KWG Wertpapierhandel sunternehmen als Institute bezeichnet, die
keine Einlagenkreditinstitute sind und die Bankgeschéfteim Sinnevon 8 1 Abs. 1 Satz 2 Nr.
4 oder 10 KWG (Finanzkommissionsgeschéft, Emissionsgeschéft) betreiben oder
Finanzdienstleistungen im Sinne des 8 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 bis4 KWG (Anlagevermittler,
AbschluRvermittler, Finanzportfolioverwalter, Eigenhandler) erbringen, es sei denn, die
Bankgeschéfte oder Finanzdienstleistungen beschranken sich auf Devisen,
Rechnungseinheiten oder Derivate.

2. Anwendung auf bestimmte Kreditinstitute

Esist davon auszugehen, dal3 mit der 6. KWG-Novelle insbesondere einige
Borsenmaklerunternehmen eine auf bestimmte Bankgeschéfte beschrénkte Banklizenz
anstreben werden. Insofern wirden Kreditinstitute entstehen, die an der Borse als
Skontrofihrer zugelassen sind (8 8b Abs. 1 Satz 1 B6rsG) und gleichzeitig die Erlaubnis fur
bestimmte Bankgeschéfte besitzen. Daftir kommen nach derzeitigem Kenntnisstand in erster
Linie das Finanzkommissions- oder das Emissionsgeschéft (8 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 oder 10
KWG) in Frage, so dal3 als Moglichkeit in Betracht zu ziehen ist, dal3 solche Institute as
Wertpapi erhandel sunternehmen (8 1 Abs. 3d Satz 2 KWG) oder auch
Wertpapierhandelsbanken (8 1 Abs. 3d Satz 3 KWG) lizensiert werden konnten. Eine erste
Erlaubnis, Bankgeschéfte (hier gemal3 8 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 KWG in der bis zum 31.
Dezember 1997 geltenden Fassung [Effektengeschéft]) zu betreiben, ist einem Makler (Carl
Kliem Borsen-Service GmbH) auch bereits erteilt worden.

Diese Institute mussen al's Kreditinstitute auch die entsprechenden
Rechnungslegungsvorschriften des § 340 ff. HGB und der RechKredV beachten; der
vorliegende Entwurf einer Zweiten Novelle zur RechKredV sieht flr diese Institutsgruppe
aber einige Anpassungen vor. Wegen ihrer besonderen Geschéaftsausrichtung werden diese
Kreditinstitute bei bestimmten Posten der Bilanz (Darunter-Posten bel Forderungen an bzw.
Verbindlichkeiten gegentber Kunden; vgl. IV 1b) und der GuV (Aufgliederung der
Provisionsertrage und -aufwendungen; vgl. IV 2.2) den als Kursmaklern und Skontrofihrern
tétigen Finanzdienstleistern gleichgestellt. Ein solches Vorgehen ist sachgerecht, dadie
Geschéftsausrichtung dieser Kreditinstitute eher einem Finanzdienstlei stungsinstitut mit
einer Banklizenz fir bestimmte Bankgeschéfte ahnelt, als einem Kreditinstitut im
herkbmmlichen Sinne. Diese Institute unterstehen auch der Bérsenaufsicht der Lander, so
dal3 sie die gleichen bdrsenaufsichtlichen Meldungen abgeben miissen wie die tbrigen
Kursmakler und Skontrofiihrer. Der vorliegende Entwurf stellt daher sicher, dal3 fir diese
Zwecke einheitliche Formblétter benutzt werden. Die Untergliederung einzelner Bilanz- und
GuV -Posten kann fir diese besonderen Kreditinstitute abweichend von den V orgaben der
Bankbilanzrichtlinie vorgesehen werden, solange es sich nicht um Einlagenkreditinstitute
handelt, fur die die Vorgaben der Richtlinie verbindlich wéren. Die hierzu vorgeschlagenen
Anderungen stehen zudem im Kontext mit der im Rahmen des Dritten
Finanzmarktforderungsgesetzes erfolgten Anderung des § 340 Abs. 4 Satz 2 HGB, die fir
die as Kursmakler oder Skontroftihrer tétigen Kreditinstitute, die keine



Einlagenkreditinstitute sind, die Verpflichtung zum Nettoausweis des Ergebnisses aus
Finanzgeschéften (8 340c Abs. 1 HGB) aufhebt, so dafl3 auch sie, wie alle anderen
Finanzdienstleistungsinstitute, dieses Ergebnis brutto darstellen missen.

3. Umstellungserfordernisse

Wegen der verschiedenen rechtlichen Grundlagen, die die Finanzdienstleistungsinstitute
bisher zur Rechnungslegung verpflichteten, ist durch die Einflihrung eines einheitlichen
Rechnungsl egungsstandards ein gewisser Umstellungsaufwand bei diesen Instituten zu
erwarten. Dasich die Vorschriften der 88 340 ff. HGB und der RechKredV an der
geschéftlichen Ausrichtung von Kreditinstituten orientieren, wéaren Probleme bei der
Abbildung bestimmter Geschéfte der Finanzdienstlel stungsinstitute nicht auszuschlief3en.

Das Bilanzgliederungsschema der RechKredV unterscheidet sich zwar vom allgemeinen
Schema des § 266 Abs. 2 HGB, an dem sich die Finanzdienstleistungsinstitute orientiert
haben durften, doch ist davon auszugehen, dal3 die wesentlichen Bilanzposten vergleichbar
sind. Im vorliegenden V erordnungsentwurf werden daher nur wenige Anpassungen der
Bilanz vorgeschlagen, die zudem auf einige Darunter-Posten begrenzt sind. Die Umstellung
bel den Instituten wird sich in vielen Fallen im wesentlichen auf eine Neugliederung der
Bilanz beschranken. Uberdies gibt § 265 Abs. 8 HGB den Instituten die Mdglichkeit,
Posten, die keinen Betrag ausweisen, nicht aufzufthren.

Auch fur das GuV-Schema der RechKredV gilt, dal3 ein grof3er Teil der Posten mit denen
des HGB vergleichbar ist. Daher dirfte es bei den wesentlichen Aufwandspositionen (z.B.
Verwaltungsaufwand [inkl. Personalaufwand], Abschreibungen) nur geringe
Darstellungsprobleme geben.

Einige Anpassungen sind aber bel den Ertragspositionen erforderlich. Daes sich bel den
Finanzdienstlei stungsinstituten zum weitaus tberwiegenden Teil um Vermittler handelt, ist
davon auszugehen, dal3 Provisionen eine mal3gebliche Ertragsquelle darstellen. Diese
konnen im GuV-Gliederungsschema fir Kreditinstitute in erster Linie durch die Posten
"Provisionsaufwendungen bzw. Provisionsertrage" dargestellt werden (vgl. Art. 1 Nr. 28 b, c
sowie Nr. 29 b, ¢). Zu Schwierigkeiten bei der Darstellung bestimmter Ertragskomponenten
konnte es immer dann kommen, wenn die Betrage nur als "sonstige betriebliche Ertrage
bzw. Aufwendungen" abbildbar sind (z.B. bel solchen Finanzdienstleistern, dieim
wesentlichen Franchisingprodukte betreuen), da dann dieser wenig aussagekréftige Posten
ein sehr starkes Gewicht erhélt. Anderungen sind auch bei solchen Finanzdienstleistern
erforderlich, die bisher "Umsdtze" in ihren Rechenwerken ausgewiesen haben (so z.B.
einige Maklerfirmen oder Wechsel stuben). Sie werden nunmehr bestimmte Ertrége bzw.
Aufwendungen ausweisen missen. Diesem Sachverhalt wurde in erster Linie durch die
Verpflichtung zum Bruttoauswei s des Ergebnisses aus Finanzgeschaften Rechnung getragen
(vgl. Art. 1 Nr. 28 d u. Nr. 29 d).

Es sal abschlief3end darauf hingewiesen, dal3 Wertpapierhandelsbanken als Kreditinstitute
die entsprechenden Bilanzierungsvorschriften der 88 340 ff. HGB sowie der RechKredV
einhalten mussen. Davon abwelchende V orschriften gelten, wenn sie al's Skontrof Gihrer
zugelassen sind (vgl. Art. 1 Nr. 27 d, Nr. 28 b, ¢, d [Satz 2] sowie Nr. 29 b, ¢, d [Satz 2]).



IV. Anderungen der RechKredV

Im folgenden werden die wesentlichen Anderungen der RechKredV aufgrund der 6. KWG-Novelle
sowie des Begleitgesetzes dargestellt. Sie betreffen vor alem Finanzdienstleistungsinstitute. Die unter
1b) bis €) genannten Anderungen sowie bestimmte unter 2.2 aufgefiihrte Anpassungen sind allerdings
auch fir Kreditinstitute relevant. Detaillierte Erlauterungen zu den konkreten Anderungsvorschlagen
enthalt Abschnitt VI.

1. Anderungen in der Bilanz

a) Alle Forderungen und Verbindlichkeiten der Finanzdienstleistungsinstitute gegentiber
Kreditinstituten, sind, unabhangig davon, ob sie aus Bankgeschaften resultieren, - im
Gegensatz zu den Bilanzierungsvorschriften fur Kreditinstitute (8 14 Satz 1 und 8 21 Abs. 1
RechKredV), die nur auf bankgeschéftliche Forderungen und Verbindlichkeiten abstellen -
unter den Aktivposten Nr. 3 "Forderungen an Kreditinstitute" und Passivposten Nr. 1

"V erbindlichkeiten gegenliber Kreditinstituten" auszuweisen, soweit sie nicht gemald § 14
und 8 21 Abs. 1 RechKredV unter anderen Posten einzuordnen sind (Art. 1 Nr. 10, 15).

Eine Beschrankung des Ausweises auf bankgeschéftliche Forderungen bzw.
Verbindlichkeiten wirde bei den Finanzdienstleistungsinstituten ins Leere gehen, dasie
keine Bankgeschéfte betreiben diurfen. Die Folge wére, dal3 Forderungen bzw.
Verbindlichkeiten gegenliber Kreditinstituten nicht in dem daftir vorgesehenen
Spezialposten ausgewiesen werden konnten, was die Darstellung eines den tatsachlichen
V erhdtnissen entsprechenden Bildes der Vermogens-, Finanz- und Ertragsiage erheblich
beeintréchtigen wirde. Die Verpflichtung fur Kreditinstitute, bankgeschéaftliche
Forderungen bzw. Verbindlichkeiten gegen tber Kreditinstituten in einem Spezial posten
auszuweisen, setzt die Vorgaben der Bankbilanzrichtlinie (Artikel 15 bzw.18) um. Ein
Abweichen davon fir Zwecke der Bilanz der Finanzdienstleistungsinstitute ist aber dennoch
moglich, da die Bankbilanzrichtlinie nur fUr Einlagenkreditinstitute, zu denen die
Finanzdienstleister nicht z&hlen, verbindlich ist.

b) Dagegen erfolgt der Ausweis von Forderungen und Verbindlichkeiten der

Finanzdienstlei stungsinstitute gegentber Nichtbanken, ungeachtet ihrer Bezeichnung im
Einzelfall, analog zur Bilanz der Kreditinstitute, unter den Aktivposten Nr. 4 "Forderungen
an Kunden" und Passivposten Nr. 2 "Verbindlichkeiten gegentber Kunden", soweit sie nicht
gemal3 8 15 Abs. 1 und § 21 Abs. 2 RechKredV unter anderen Posten einzuordnen sind.

Fir alle Finanzdienstlei stungsinstitute sowie fir solche Kreditinstitute, die als Kursmakler
oder Skontroftihrer tétig aber keine Einlagenkreditinstitute sind, wird vorgeschlagen, die
Posten "Forderungen an Kunden" und "V erbindlichkeiten gegentiber Kunden" noch um den
Darunter-Posten "Finanzdienstleistungsinstitute” (im Sinne des § 1 Abs. 1aKWG) zu
erweitern (Art. 1 Nr. 27 d, ).

Diese weitere Untergliederung soll die Bedeutung der geschéftlichen Beziehungen der
Finanzdienstlei stungsinstitute untereinander sowie zu den Kreditinstituten mit einem
vergleichbaren Geschéaftsschwerpunkt hervorheben.



c) Eswird vorgeschlagen, dal? nunmehr sowohl fir alle Kreditinstitute als auch fur
Finanzdienstleistungsinstitute die Aktivposten Nr. 7 "Betelligungen” und Nr. 8 "Anteile
an verbundenen Unternehmen” jeweils um den Darunter-Posten "an

Finanzdienstleistungsinstituten” erganzt werden (Nr. 27 b, c und e).

Da nunmehr auch Finanzdienstlei stungsinstitute vom KWG erfaldt werden, ist es
folgerichtig, wenn sie analog zu den Kreditinstituten als Darunter-Vermerk in den
Aktivposten Nr. 7 und Nr. 8 zusétzlich ausgewiesen werden. Die Verflechtung zwischen
diesen beiden Institutsgruppen soll durch den einheitlichen Ausweis beider Darunter-Posten
in den Bilanzen der Kredit- und Finanzdienstle stungsinstitute transparent gemacht werden
(Nr. 27 b, c).

d) Schliefllich wird auf Vorschlag der Deutschen Bundesbank eine Anderung des § 20
RechKredV in den Entwurf aufgenommen. Demnach soll der Ausweis von Immobilien, die
Im Rahmen eines sog. Rettungserwerbs angekauft wurden (Art. 1 Nr. 14), explizit geregelt
werden. Dieser Vorschlag geht zwar tber die Anderungserfordernisse aufgrund der 6.
KWG-Novelle hinaus, er stellt aber den einheitlichen Ausweis solcher Immobilien in den
sonstigen Vermogensgegenstanden insbesondere fur die Jahresbilanz, aber auch fir die
Monatliche Bilanzstatistik sicher und dient damit der Bilanzklarheit.

2. Anderungen in der Gewinn- und Verlustrechnung

Bei den Anderungen wird zwischen Finanzdienstleistungsinstituten und Kreditinstituten, die
an der Borse als Kursmakler oder Skontrofiihrer zugelassen sind und den Gbrigen
Finanzdienstlei stungsi nstituten unterschieden. Ein solches Vorgehen ist erforderlich, da
Kursmakler und Skontrof Uihrer noch der Aufsicht der Borsenaufsichtsbehdrden der Lander
unterstehen, die zusétzliche Informationen benétigen.

2.1 Vorschriften fur alle Finanzdienstleistungsinstitute

a) Samtliche Zinsertrége und -aufwendungen von

Finanzdienstlei stungsinstituten sind, ungeachtet der fir Kreditinstitute
geltenden Beschrankung auf Bankgeschéfte, jeweils unter den Posten
"Zinsertrage" (Formblatt 2 Ertragsposten Nr. 1; Formblatt 3 Aufwand- und
Ertragsposten Nr. 1) oder "Zinsaufwendungen" (Formblatt 2 Aufwandposten
Nr. 1; Formblatt 3 Aufwand- und Ertragsposten Nr. 2) auszuweisen (Art. 1 Nr.
19, 20).

Finanzdienstlei stungsinstitute betreiben zwar keine Bankgeschéfte (vgl.
Ausfihrungen zu 1V.1.a), dennoch sollen sie in den entsprechenden Posten der
GuV Zinsertrage und -aufwendungen ausweisen. Eine andere Regelung wirde
die Aussagefahigkeit der GuV erheblich vermindern. Ein Abweichen von den
Vorgaben der Bankbilanzrichtlinie (BBRI), die den Ausweis von Zinsertragen
und -aufwendungen auf Bankgeschéfte beschrankt (Artikel 29 BBRI), ist auch
hier moglich, da sich die Richtlinie nur an Einlagenkreditinstitute wendet, zu
denen die Finanzdienstleistungsinstitute

nicht zahlen.



b) Der Posten "Nettoertrag oder Nettoaufwand aus Finanzgeschéften" bei
Kreditinstituten (Formblatt 2 Aufwandposten Nr. 3 und Ertragsposten Nr. 5;
Formblatt 3 Aufwand- und Ertragsposten Nr. 7) wird durch den Bruttoausweis
fUr Finanzdienstleistungsinstitute ersetzt. Die somit zusétzlich entstehenden
Ertrags- und Aufwandspositionen erhalten auch eine neue Bezeichnung (Art. 1
Nr. 28 d, Nr. 29 d).

Damit wird 8 340 Abs. 4 Satz 2 HGB umgesetzt, der fir
Finanzdienstleistungsinstitute die Pflicht zum Nettoausweis des Ergebnisses
aus Finanzgeschéften aufhebt.

2.2 Finanzdienstleistungsinstitute und Kreditinstitute, die an der Borse als Skontrofiuihrer
(darunter auch Kursmakler) im Sinne des 8§ 8b B6rsG zugelassen sind

Finanzdienstleistungsinstitute, die an der Bérse al's Kursmakler oder
Skontrofihrer im Sinne des 8 8b BorsG zugelassen sind, haben zum einen die
Provisionsertrage und -aufwendungen detaillierter darzustellen as die tbrigen
Finanzdienstleistungsinstitute. Das gilt auch fur Kreditinstitute - die keine
Einlagenkreditinstitute sind -, die als Kursmakler oder Skontrofihrer
zugelassen sind. Zum anderen sollen die Finanzdienstleistungsinstitute das
(Brutto-)Ergebnis aus Finanzgeschaften um einige Davon-Posten, die
bestimmte Geschéftsarten zum Gegenstand haben, erweitern.

Diese zusdtzlichen Informationen wurden bisher von den einzelnen
Borsenaufsichtsbehdrden der Lander erhoben (8 8b Abs. 1 BorsG aF.).
Nunmehr werden diese Regelungen in die handel srechtliche Gewinn- und
Verlustrechnung integriert, so dal? die Formblatter des Jahresabschlusses fir
Finanzdienstleistungsinstitute, die an der Bérse Skontrofthrer im Sinne des 8
8b BorsG zugelassen sind, dann bundeseinheitlich anzuwenden sind. Damit
wird den Skontrof ihrern die Moglichkeit gegeben, sowohl fir die
Rechnungslegung als auch fir borsen- und KWG-rechtliche M eldezwecke nur
ein Formblatt zu nutzen, denn die aufsichtsrechtlichen Meldungen dieser
Gruppe der Finanzdienstleister werden sich am GuV -Gliederungsschema
orientieren. Gleichzeitig verfiigen die Borsenaufsichtsbehtrden der Lander und
das Bundesaufsichtsamt fir das Kreditwesen damit tber vergleichbare
Informationen, so dal3 die Aufsicht tber diese Finanzdienstleister erleichtert
wird (Art. 1 Nr. 28 b, cund Nr. 29 b, c).

Wie schon bei 111.2. dargestellt, wird eine bestimmte Gruppe von
Kreditinstituten den Kursmaklern und Skontrofuhrern gleichgestellt. Damit
diese Kreditinstitute auch das Ergebnis aus Finanzgeschéften brutto darstellen
konnen, ist eine Anderung des § 340 Abs. 4 Satz 2 HGB mit dem Dritten
Finanzmarktf érderungsgesetz vorgenommen worden. Diese am 1. April 1998
in Kraft getretene Regelung konnte auch im Entwurf beriicksichtigt werden.



V. Berlicksichtigung der Euro-Einfihrung

Mit der im Euro-Einfiihrungsgesetz vorgenommenen Anderung des § 244 HGB und der Einfiihrung
eines Artikel 42 EGHGB, erhalten die Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute die M oglichkeit,
wahrend der dreijahrigen Ubergangszeit ihre Bilanz und GuV in DM oder Euro aufzustellen. Aufgrund
der gemal3 Artikel 2 vorgesehenen deklaratorischen Bekanntmachung der Neufassung der RechKredV
werden auch die durch das Euro-Einfilhrungsgesetz veranlal3ten Anderungen der RechKredV
berlicksichtigt werden.

Dariber hinaus sind insbesondere notwendige Anpassungen an das kinftige ESZB und damit
einhergehende Rechtsénderungen sowie solche zum Zweck einer Ubereinstimmung mit den
Bilanzstati stik-Richtlinien vorgenommen worden (88 12, 13, 16 und 26).

VI. Erlauterungen der einzelnen Anderungen

Zu Artikel 1

Zu Nummer 1 (Bezeichnung RechKredV)

Dader Anwendungsbereich der aufgrund von § 330 Abs. 2 HGB erlassenen Verordnung Uber die
Rechnungslegung der Kreditinstitute (RechKredV) auf Finanzdienstlei stungsinstitute ausgedehnt wird,
ist die Uberschrift um die Worter "und Finanzdienstleistungsinstitute” zu erganzen und in diesem
Zusammenhang erstmals eine Kurzbezei chnung vorzusehen .

Zu Nummer 2 (8 1 Satz 1 RechKredV)

Der Anwendungsbereich der Verordnung wird in Satz 1 auf Finanzdienstleistungsinstitute im Sinne des 8
1 Abs. 1a Satz 1 KWG ausgedehnt.

Zu den Nummern 3 (8 2 Abs. 1 RechKredV), 5 (8 6 Abs. 1 und 3 RechKredV), 8 (§ 12 Abs. 2
RechKredV), 15b) (8 21 Abs. 3 RechKredV), 16 (8 22 Abs. 4 Rech KredV), 17 (8§ 25 Abs. 1
RechKredV), 22 (8§ 31 Abs. 1 RechKredV), 23 (§ 34 Abs. 2 RechKredV), 24 (8§ 35 Abs. 1, 2, 4und 6
RechKredV), 25 (8 38 Abs. 1 RechKredV).

Diese Anderungen beriicksichtigen die Einbeziehung der Finanzdienstleistungsinstitute in die
Verordnung tber die Rechnungslegung der Kreditinstitute und sehen daher den beide Gruppen
umfassenden Begriff "Institut” vor.

In den Anderungen des § 12 Abs. 2 wird tiberdies eine Anpassung an das ESZB und damit
einhergehende Rechtsanderungen sowie die Bilanzstatistik und ferner eine Klarstellung dahingehend
vorgenommen, dal? die Einlagefazilitdt der Deutschen Bundesbank nicht in die taglich falligen Guthaben
einbezogen wird, obwohl "lber Nacht" eingelegt wird. Mit der "Einlagefazilitat" (Absatz 2 Satz 1) haben
Kreditinstitute kiinftig die Mdglichkeit, Gberschiissige Guthaben "tiber Nacht" bei der Deutschen
Bundesbank verzinglich einzulegen (Ubernachtguthaben). Die in Absatz 2 Satz 2 genannte

" Spitzenrefinanzierungsfazilitat" tritt an die Stelle des friiheren Lombardkredits; sie steht allen
Geschaftspartnern offen und ist durch die verfligten Sicherheiten begrenzt. Die Anderung des Satzes 3
dient ebenfalls der Anpassung an das ESZB sowie der Ubereinstimmung mit den
Bilanzstatistik-Richtlinien.



Zu Nummer 4 (8 4 Abs. 1 RechKredV)

Da nachrangige Vermdgensgegenstande nicht nur bel Forderungsposten, sondern u.a. auch bel

Wertpapi erposten ausgewiesen werden konnen, ist eine Klarstellung gefordert worden, damit deutlicher
wird, worauf sich der Davon-Ausweis bei nachrangigen Vermogensgegenstanden bezieht. Die Ersetzung
der Worter "as Forderungen” durch "a's Vermodgensgegenstande" ist sprachlich jedoch nicht akzeptabel,
daein Vermogensgegenstand nicht "erflllt" werden kann. Es wird deshalb davon ausgegangen, dal3 sich
die Praxis insoweit behilft und die Vorschrift im Sinne der eingangs erfolgten Klarstellung weit auslegt.
Die redaktionelle Anpassung erfolgt im Hinblick auf die am 1. Januar 1999 in Kraft tretende

I nsol venzordnung.

Zu Nummer 6 (88 7 und 17 RechKredV)

Dem Verschwinden der bergrechtlichen Gewerkschaft ist durch eine Streichung der "Kuxe" in den 88 7
und 17 Rechnung zu tragen.

Zu Nummer 7 (8 11 Satz 1 RechKredV)

Mit der Ergénzung des § 11 Satz 1 soll klargestellt werden, daf? die Regelung des § 11 auch auf
Finanzdienstlei stungsinstitute anzuwenden ist.

Zu Nummer 9 (88 13, 16 RechKredV)

Nachdem das Fehlen einer ausdriicklichen Definition der Geldmarktpapiere in Verbindung mit § 13 Abs.
1 Satz 2 im Jahresabschlul? 1993 zu Schwierigkeiten gefiihrt hatte, muf3te dem bislang durch
klarstellende Hinweise der Bundesbank abgeholfen werden. Eine Klarstellung soll nunmehr in 8 13 Abs.
1 Satz 2undin § 16 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2a erfolgen. Durch die Anderungen wird kiinftig der korrekte
Ausweis von Schuldtiteln offentlicher Stellen ermoglicht, die nicht das Kriterium fir Geldmarkpapiere
erfillen. Die Anderung in § 16 Abs. 1 Satz 1 und der neue Absatz 2a vermeiden Abgrenzungsprobleme,
dadie geltende Formulierung Schatzanwei sungen mit Geldmarktpapieren gleichsetzte, was aber in den
Fallen zu Schwierigkeiten fuhrte, in denen die Schatzanwei sungen Laufzeiten von mehr als einem Jahr
hatten.

Durch die Anderungenin § 13 Abs. 2, Abs. 3 Satz 1und 3, die Streichung des Satzes 2 sowie die
Anderung in § 16 Abs. 3 Satz 1 werden notwendige Anpassungen an das ESZB sowie zum Zwecke der
Ubereinstimmung mit der Bilanzstatistik vorgenommen.

Zu Nummer 10 (8 14 Satz 1 RechKredV)

Nach Artikel 15 der Richtlinie 86/635/EWG (EG-Bankbilanzrichtlinie), der seinerzeit durch § 14
RechKredV umgesetzt wurde, haben Kreditinstitute alle Forderungen aus Bankgeschéaften gegentiber
Kreditinstituten in dem Aktivposten Nr. 3 "Forderungen an Kreditinstitute" auszuweisen. Nach Artikel 2
Abs. 1 dieser Richtlinie beziehen sich deren Vorschriften aber nur auf Einlagenkreditinstitute. Der
Begriff des"Einlagenkreditinstituts® ist in Artikel 1 erster Gedankenstrich der Richtlinie 77/780/EWG
(Erste Bankrechtskoordinierungs-Richtlinie) definiert und mit dem Begriff des " Einlagenkreditinstituts®
im Sinne des 8 1 Abs. 3d Satz 1 KWG identischl. Von den Richtlinienvorgaben kann abgewichen
werden, da Finanzdienstlei stungsinstitute keine Einlagenkreditinstitute sind. Somit kénnen alle
Forderungen von Finanzdienstleistungsinstituten an Kreditinstitute unter dem Aktivposten Nr. 3
"Forderungen an Kreditinstitute" ausgewiesen werden, soweit sie nicht gemal? § 14 RechKredV unter




anderen Posten einzuordnen sind. Eine Beschrankung auf Bankgeschéfte ist nicht erforderlich. Die
Regelung ist geeignet, ein den tatséchlichen Verhatnissen entsprechendes Bild der Vermogens-, Finanz-
und Ertragslage des Finanzdienstlei stungsinstituts zu vermitteln (8 264 Abs. 2 HGB).

Zu Nummer 11 (8 16 RechKredV)

Im Hinblick auf die Buchstaben a, b und d wird auf die Begrindung zu Nummer 9 verwiesen. Die
Anderung in Buchstabe c dient der Anpassung an das ESZB und damit einhergehende
Rechtsénderungen.

Zu Nummer 12 (8 18 RechKredV)

Nach § 271 Abs. 1 Satz 5 HGB gilt die Mitgliedschaft in eingetragenen Genossenschaften nicht als
Beteiligung. Da gesetzlich nicht ausgeschlossen ist, dal3 auch Finanzdienstleistungsinstitute in Form
einer eingetragenen Genossenschaft gefiihrt werden kénnen, vollzieht diese Anderung die Einbeziehung
der Finanzdienstleistungsinstitute in die Rechnungslegungsvorschriften der Kreditinstitute.

Zu Nummer 13 (8 19 RechKredV)
Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung.
Zu Nummer 14 (8 20 RechKredV)

Hier wird der Rettungserwerb von Immobilien explizit geregelt. Solche Grundstticke und Gebéude sind
zwar bisher schon im wesentlichen im Posten " Sonstige V ermdgensgegenstande” ausgewiesen worden
(vgl. Krumnow et al.: Rechnungslegung der Kreditinstitute, Stuttgart 1994, § 20 RechKredV, Tz. 11),
doch stellt die nunmehr vorgeschlagene Regelung einen einheitlichen Ausweisvor allem in der
Jahreshilanz, dariiber hinaus aber auch in der Monatlichen Bilanzstatistik der Deutschen Bundesbank
(vgl. Bankenstatistik Richtlinien Dezember 1996, Seite 27 Position 140) sicher. Der Ausweisim Posten
"Sonstige Vermogensgegenstande”" wird, soweit nicht ein Ausweis

in den Sachanlagen erfolgt, auf solche Immobilien beschrankt, die sich nicht langer als finf Jahreim
Bestand befinden. Dieser Zeitraum wird im HGB auch an anderer Stelle als Kriterium fur Langfristigkeit
(z.B. 8 285 Nr. 1 HGB) herangezogen. Bei einer langeren Verweildauer wird ein Ausweisim
Sachanlagevermogen erforderlich (Daueranlageabsicht). Allerdings haben die Institute jederzeit die
Moglichkeit, Grundstiicke und Gebaude umzuwidmen, um so einen Ausweis im Sachanlagevermégen zu
verhindern. Dies sollte nach Ablauf der funf Jahre aber nur dann geschehen, wenn die konkrete Absicht
der Veraul3erung besteht und diese auch mit hinreichender Verlaldichkeit in absehbarer Zeit erfolgen
wird. Andernfalls wére die Regelung in das Belieben der bilanzierenden

Bank gestellt.

Zu Nummer 15 Buchstabe a (8 21 Abs. 1 Satz 1 RechKredV)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Nummer 6. Fur den Passivposten Nr. 1 "Verbindlichkeiten
gegentiber Kreditinstituten" sind die gleichen Uberlegungen mal3gebend wie beim Aktivposten Nr. 3
"Forderungen an Kreditinstitute'2.

Zu Nummer 18 (8 26 Abs. 1 Satz 2 RechKredV)
Durch die Anderung des Absatzes 1 Satz 2 erfolgt eine Anpassung an das ESZB sowie damit



einhergehende Rechtsanderungen, ferner wird eine Anpassung an die Bilanzstatistik sichergestellt.
Zu Nummern 19 und 20 (88 28 und 29 RechKredV)

Es handelt sich um Folgednderungen zu den Nummern 10 und 15 a). Zinsertrage und &hnliche Ertrage
sowie Zinsaufwendungen und &hnliche Aufwendungen sind, ungeachtet der Beschrankung "aus dem
Bankgeschéft" bei Kreditinstituten, von Finanzdienstleistungsinstituten unter " Zinsertrégen" (Formblatt 2
Spalte Ertrage Nr. 1, Formblatt 3 Nr. 1) sowie Zinsaufwendungen (Formblatt 2 Spalte Aufwendungen
Nr. 1, Formblatt 3 Nr. 2) auszuweisen, soweit sie nicht unter anderen Posten einzuordnen sinds.

Zu Nummer 21 (8 30 RechKredV)

Der Katalog der Provisionsertrége aus Dienstleistungsgeschaften wird nunmehr um Geschéfte der
Finanzdienstleistungsinstitute erweitert.

Zu Nummer 26 (8 39 Abs. 3 sowie Abs. 9 und 10 RechKredV)
Die Ubergangsvorschrift des Absatzes 3 ist nicht mehr erforderlich und kann daher gestrichen werden.

Der neue Absatz 9 Satz 1 stellt klar, dal? die neuen V orschriften grundsétzlich bereits auf das
Geschéftgahr 1998 anzuwenden sind. Satz 2 stellt klar, dal’ hiervon digjenigen Regelungen
ausgenommen sind, die gemal3 Artikel 3 Satz 1 erst am 1. Januar 1999 in Kraft treten.

Der neue Absatz 10 gestattet den hier néher bezeichneten Instituten beim Ertrag bzw. Aufwand aus
Finanzgeschéften (GuV-Formblatt 2 oder 3) den Ausweis der Darunterposten Wertpapiere, Futures,
Optionen und Kursdifferenzen aus Aufgabegeschéften erst fir ein nach dem 31. Dezember 1998
beginnendes Geschéftgahr. Die Formulierung "brauchen ... erstmals’ macht aber deutlich, dal3 ein
Ausweis bereits fir ein nach dem 31. Dezember 1997 beginnendes Geschaftgahr wiinschenswert it,
soweit die betroffenen Institute hierzu mit vertretbarem Aufwand in der Lage sind. Dies durfte bei den
meisten der Fall sain.

Anmerkung zu den Formblattern (Euro-Umstellung) :

Auch ohne ausdriickliche Regelung im Rahmen des Euro-Einfihrungsgesetzes ist es selbstverstandlich,
dal? Kreditinstitute oder Finanzdienstleistungsinstitute, die von dem Wahlrecht des Artikel 42 Abs. 1 Satz
2 EGHGB Gebrauch machen und ihren Jahresabschlul’ letztmals fur das im Jahre 2001 endende
Geschéftgahr in Deutscher Mark aufstellen, in den Formbléttern anstelle der Euro-Bezeichnung
durchgéngig die DM-Bezeichnung verwenden.

Zu Nummer 27 (Formblatt 1):
Zu Buchstabe @)

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung, wonach der Darunterposten des Buchstaben b) bb)
auch bei den Gbrigen Unterposten des Buchstaben a) und b) erforderlich ist.

Zu den Buchstaben b) und c¢) (Aktivposten Nr. 7 Beteiligungen und Nr. 8 Antelle an verbundenen
Unternehmen)

Die Anderungen berticksichtigen die Einbeziehung der Finanzdienstleistungsinstitute in die
Rechnungslegungsvorschriften der Kreditinstitute. Sie sollen einheitlich fir die Kreditinstitute und



Finanzdienstleistungsinstitute gelten. Die Aktivposten Nr. 7 "Betelligungen” und Nr. 8 "Anteile an
verbundenen Unternehmen” werden entsprechend um jeweils einen Darunter-Posten "an
Finanzdienstleistungsinstituten" erganzt, um die wirtschaftliche Verflechtung zwischen Kreditinstituten
und Finanzdienstleistungsinstituten abzubilden.

Zu Buchstabe d) (Ful3note 2)

Der Darunter-Posten ist von allen Finanzdienstlel stungsinstituten sowie den Kreditinstituten, die als
Skontrof tihrer (darunter auch Kursmakler) - ohne Einlagenkreditinstitut zu sein - tétig sind, auszuweisen.

Aus der Hohe des Darunter-Postens im Verhaltnis zum Aktivposten Nr. 4 "Forderungen an Kunden"
insgesamt ist die wirtschaftliche Verflechtung der Finanzdienstlei stungsinstitute untereinander
erkennbar. Esist davon auszugehen, dal3 diese Forderungen im wesentlichen aus Provisionsvorschiissen,
Provisionsriickforderungen (in der Regel von stornierten Vertrégen) und Anspriichen auf kassierte, aber
noch nicht abgefihrte Betrége bestehen.

Zu Buchstabe e) (Ful3note 4)

Der Beteiligungsausweis bel Kreditgenossenschaften und genossenschaftlichen Zentralbanken
berlicksichtigt die Einbeziehung der Finanzdienstlel stungsinstitute in die Rechnungslegungsvorschriften
der Kreditinstitute. Sie sollen einheitlich fir Kreditinstitute und Finanzdienstlei stungsinstitute gelten, wie
bereits zu den Buchstaben b) und c) erlautert. Als Folgednderung wird auch der Darunter-Posten des
Postens " Geschaftsguthaben bel Genossenschaften™ um Finanzdienstleistungsinstitute erweitert, da nicht
auszuschlief3en ist, dal3 sie auch al's eingetragene Genossenschaft verfaldt sind.

Zu Buchstabe f) (Ful3note 7)

Der Passivposten Nr. 2 "Verbindlichkeiten gegentiber Kunden" wird analog zu dem Aktivposten Nr. 4
"Forderungen an Kunden" untergliedert.

Zu Nummer 28 (Formblatt 2)
Zu Buchstabe a) (Ful3note 3)

Danicht auszuschlief3en ist, dal3 auch Finanzdienstleistungsinstitute al's eingetragene Genossenschaft
verfal’t sind, wird der Ausweis im Ertragsposten 2b) nunmehr einheitlich fir alle Institute in
genossenschaftlicher Rechtsform vorgeschrieben.

Zu den Buchstaben b) und c¢) (Fuf3note 4 und 5)

Die Posten "Provisionsaufwendungen und -ertrdge” sind nur von Finanzdienstl ei stungsinstituten und
Kreditinstituten weiter aufzugliedern, die jewells als Skontrofihrer (darunter auch Kursmakler) tétig
sind.

Von der Borsenaufsicht der einzelnen Lander wurden diese Zusatzinformationen gemal3 8 8b Abs. 1 Satz
1 BorsG aF. fur Skontrofihrer im Jahresabschluf? vorgeschrieben. Zur Vereinheitlichung der Formblétter
fUr den Jahresabschluf? werden die beiden Posten in die Gewinn- und Verlustrechnung eingeftigt. Diese
Regelung ist auch von Kreditinstituten, die als Skontrof Uihrer zugelassen sind, aber keine
Einlagenkreditinstitute sind, anzuwenden.

Die jeweils zwel Unterposten umfassen die Gebihren (im Sinne des 8§ 30 Abs. 8 B6rsG), dievon



Skontroftihrern im Sinne des 8 8b Abs. 1 Satz 1 BorsG fir ihre Téatigkeit an der Borse erzielt oder
aufgewandt werden. Die Unterscheidung zwischen personlich erwirtschafteter oder aufgewandter
Courtage und Courtage aus Poolausgleich ist notwendig, um ein unverzerrtes Bild der Ertrége und
Aufwendungen in der Gewinn-und V erlustrechnung von den Skontrof iihrern zu erhalten. Die Verzerrung
ruhrt daher, dal3 die an der Borse gehandelten Papi ere unterschiedliche Umsatzstarken aufweisen. Dies
fuhrt dazu, dal3 die fur das jeweilige Papier zustandigen Kursmakler oder Skontrofihrer unterschiedliche
Ertr&ge aus der umsatzabhangigen Courtage erwirtschaften, die durch einen sog. "Pool" ausgeglichen
werden.

Zu Buchstabe d) (Ful3note 7)

Eswird eine neue Ful3note 7 angeftigt, die den Bruttoausweis des Ergebnisses aus Finanzgeschéften
regelt (Buchstabe aa). Bei dieser Regelung ist zu unterscheiden zwischen Finanzdienstlei stungsinstituten,
die nicht als Skontrofihrer (darunter auch Kursmakler) téatig sind und den Finanzdienstleistungsinstituten
und Kreditinstituten, die solche Tétigkeiten ausiiben (Buchstabe bb). Satz 1 regelt den ersten Fall und
Satz 2 den zweliten.

Zu Satz 1 (Ful3note 7)

Finanzdienstlei stungsinstitute wurden von der Anwendung des § 340c Abs. 1 HGB ausgenommen. Auf
Grund desim Vergleich zu den Kreditinstituten anderen Geschéftsschwerpunkts, der im wesentlichen bei
solchen Handel sgeschéften liegt, die auch von dieser Vorschrift erfal3t werden, wirde der Nettoausweis
von Ertrdgen und Aufwendungen aus Finanzgeschaften bedeuten, dal3 der gréfdte Teil des Geschéftes der
Finanzdienstlei stungsinstitute nur in Form eines Saldos darzustellen ist. Eine solche Wiedergabe des
Geschéfts entspricht zum einen nicht der bisherigen Bilanzierungspraxis der

Finanzdienstlei stungsinstitute und wirde zum anderen den Jahresabschlul3 als Instrument der
Aufsichtsbehdrde erheblich beeintrachtigen. Daher ist es notwendig, dal’ der Posten Nettoertrag oder
Nettoaufwand aus Finanzgeschaften (Formblatt 2 Aufwandposten Nr. 3 und Ertragsposten Nr. 5;
Formblatt 3 Aufwand- und Ertragsposten Nr. 7) durch den Bruttoausweis ersetzt wird. Die Bruttoposten
umfassen jewells getrennt die im § 340c Abs. 1 HGB aufgefihrten Ertrags- bzw.
Aufwandskomponenten. Die Bezeichnung der Ertrags- bzw. Aufwandposten lehnt sich eng an die des
Nettopostens an.

Zu Satz 2 (Ful3note 7)

Skontrofuhrer (darunter auch Kursmakler) haben tber den Bruttoausweis der Ertrége und Aufwendungen
aus Finanzgeschéften hinaus weitere Informationen auszuweisen. Von der Borsenaufsicht der einzelnen
L &nder wurden vergleichbare Zusatzinformationen zum Eigenhandel gemal3 8 8b Abs. 1 Satz 1 BorsG
a.F. fur SkontrofUhrer im Jahresabschlul? vorgeschrieben. Zur Vereinheitlichung der Formblétter fir den
Jahresabschlufd werden Darunter-Posten, die im wesentlichen den Handel sbestand (8§ 340c Abs. 1 HGB)
betreffen, in die Gewinn- und Verlustrechnung fiir diese speziellen Finanzdienstlel stungsinstitute
eingefgt.

Skontrofihrer (darunter auch Kursmakler) haben durch die Kenntnis des Skontros einen tieferen Einblick
in die jeweilige Marktlage gegeniber allen anderen Borsenteilnehmern. Sie sind gleichzeitig zur
Neutralitdt bei der Kursfeststellung verpflichtet und dirfen hierbel keine Eigeninteressen verfolgen.
Ebenso sollen sie keine risikoreichen Geschéfte tétigen, die dazu fuhren, dal3 die Aufgabe der neutralen
Kursfeststellung nicht ordnungsgemal? wahrgenommen wird. Daher schllsseln die Unterposten detailliert



auf, mit welchen Geschéftsarten der Skontrofihrer handelt und wo Gewinne oder Verluste erzielt
werden.

Eine Ausdehnung dieser Regelung auf Kreditinstitute, die an der Borse als Skontroftihrer (darunter auch
Kursmakler) im Sinne des § 8b BorsG zugelassen sind, konnte, da die Anderung des § 340 Abs. 4 Satz 2
HGB im Rahmen des Dritten Finanzmarktforderungsgesetzes zum 1. April 1998 erfolgt ist, ebenfalls
bereits berticksichtigt werden. Eine Ubergangsregelung in 8 39 Abs. 10 gestattet im Hinblick auf die
erstmalige Anwendung der Neuregelung Erleichterungen. Auf die Ausfiihrungen zur Nummer 26 wird
insoweit verwiesen.

Zu Nummer 29 (Formblatt 3)
Zu Buchstabe a) (Ful3note 3)

Siehe Begriindung zu Nummer 28a) (Formblatt 2, FuRnote 3). Die Anderung fiir die Staffelform ist
inhaltlich die gleiche wie bei der Kontoform.

Zu den Buchstaben b) bis d) (Fu3note 4, 5 und 7)

Siehe Begriindung zu Nummer 28b) bis d) (Formblatt 2; FuRnoten 4, 5 und 7). Die Anderung fir die
Staffelform ist inhaltlich die gleiche wie bei der Kontoform.

Zu Artikel 2

Die Bekanntmachung der Neufassung der novellierten Verordnung nebst ihren Formbl&ttern dient der
erleichterten Anwendung vor allem im Hinblick auf Finanzdienstleistungsinstitute, die die neuen
Rechtsvorschriften erstmals anzuwenden haben. Die Neufassung beriicksichtigt neben der Zweiten
Anderungsverordnung insbesondere auch die im Euro-Einfiihrungsgesetz enthaltenen Anderungen der
Verordnung.

Zu Artikel 3

Satz 1 stellt klar, daR digjenigen Anderungen, die im Zusammenhang mit der Euroeinfiihrung, dem
ESZB und den hiermit einhergehenden Rechtsdnderungen sowie dem Inkrafttreten der Insolvenzordnung
stehen, erst am 1. Januar 1999 in Kraft treten. Im dbrigen tritt die Verordnung am Tag nach der
Verkindung in Kraft.

3507/5-22-321038/98 BMJ Bonn, den 9. Dezember 1998

1Vgl. Bundesratsdrucksache 963/96, S. 68.

2 Nach Art. 18 der Richtlinie 86/635/EWG (EG-Bankbilanzrichtlinie), der durch § 21 Abs. 1 RechKredV umgesetzt
wurde, haben Kreditinstitute alle Verbindlichkeiten aus Bankgeschaften gegentiber Kreditinstituten in dem Passivposten
Nr. 1 "Verbindlichkeiten gegentiber Kreditinstituten" auszuweisen.

3Nach Art. 29 der Richtlinie 86/635/EWG (EG-Bankbilanzrichtlinie), der durch 8§ 28, 29 RechKredV
umgesetzt wurde, enthalten die Posten "Zinsertrage und éhnliche Ertrége" und " Zinsaufwendungen
und dhnliche Aufwendungen™ nur die Ergebnisse aus dem Bankgeschéft.



	Lokale Festplatte
	Erläuterungen zur RechKredV


